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Vernehmlassung zur Deplafonierung des Solidaritatsprozents in der Arbeitslosen-
versicherung - Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 14. November 2012 das eidgenéssische Volkswirtschaftsdepartement EVD
beauftragt, ein Vernehmlassungsverfahren zur Deplafonierung des Solidaritatsprozents in der
Arbeitslosenversicherung (ALV) durchzufthren. Fir die gebotene Méglichkeit zur Stellungnah-
me danken wir lhnen bestens.

Zur Entschuldung der ALV wurde mit der 4. Teilrevision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
(AVIG) per 1. Januar 2011 ein Beitragsprozent auf die nicht-versicherten Lohnanteile zwischen
126’000 und 315’000 Franken eingefihrt. Eine verfassungsrechtliche Bestimmung zur Plafonie-
rung dieses Beitragsprozentes bestand bereits zu diesem Zeitpunkt aber nicht mehr. Mit einer
Deplafonierung kann die Entschuldung des Ausgleichsfonds der Arbeitslosenversicherung we-
sentlich vorangetrieben werden. Die Dauer verkirzt sich, unter der Annahme einer durch-
schnittlichen Arbeitslosenquote von 3,2 % von 20 auf 15 Jahre. Dadurch kann friher als bisher
vorgesehen auf die Erhebung eines Solidaritatsbeitrages auf samtlichen, nicht-versicherten
Lohnanteilen tGber 126000 Franken verzichtet werden.

Die Deplafonierung hat zwar eine gewisse Verteuerung des Produktionsfaktors Arbeit sowie zu-
satzliche ALV-Beitrage der 6ffentlichen Gemeinwesen als Arbeitgeber zur Folge, diese unterlie-
gen aber in der gesamten Interessensabwagung.

Es ist nicht ersichtlich und rechtlich nicht zwingend, die Plafonierung auf das Zweieinhalbfache
des versicherten Verdienstes beizubehalten. Sie kann deshalb abgeschafft werden.

Im Sinne unserer Ausfiihrungen unterstitzen wir deshalb die Deplafonierung des Solidaritats-
prozents in der Arbeitslosenversicherung und stimmen der dafiir erforderlichen Anderung des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes zu.



Wir danken Ihnen far die Berlicksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grusse

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

sig. Peter Gomm sig. Andreas Eng
Landammann Staatsschreiber



	Vernehmlassung zur Deplafonierung des Solidaritätsprozents in der Arbeitslosen�versicherung - Stellungnahme

